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Unterrichtung
durch den Bundesrat

Gesetz zur Umsetzung der Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik
– Drucksachen 15/2553, 15/2790, 15/2843 –

Anrufung des Vermittlungsausschusses

Der Bundesrat hat in seiner 799. Sitzung am 14. Mai 2004
beschlossen, zu dem vom Deutschen Bundestag am 1. April
2004 verabschiedeten Gesetz zu verlangen, dass der
Vermittlungsausschuss gemäß Artikel 77 Abs. 2 des Grund-
gesetzes aus den aus der Anlage ersichtlichen Gründen
einberufen wird und die aus der Anlage ersichtliche Ent-
schließung zu fassen.

Anrufungsgründe

1. Zu Artikel 1 (§ 3 Abs. 1 BetrPrämDurchfG)
In Artikel 1 ist in § 3 Abs. 1 die Angabe „1,5 vom Hun-
dert“ durch die Angabe „1,0 vom Hundert“ zu ersetzen.
Folgeänderung
In Artikel 1 ist in § 5 Abs. 2 Nr. 3 und Abs. 4 jeweils die
Angabe „1,5 vom Hundert“ durch die Angabe „1,0 vom
Hundert“ zu ersetzen.
B e g r ü n d u n g
Die Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 sieht in Artikel 42
Abs. 7 einen automatischen Kürzungsmechanismus vor,
wenn die nationale Reserve ausgeschöpft ist. Andererseits
gehen den für die nationale Reserve abgezogenen Mittel
den Landwirten verloren, wenn sie nicht im gleichen Jahr
wieder zugeteilt werden. Insofern ist es sinnvoll, einen
möglichst niedrigen Kürzungssatz festzulegen.

2. Zu Artikel 1 (§ 4 Abs. 1 und 2 BetrPrämDurchfG)
In Artikel 1 ist § 4 wie folgt zu ändern:
a) In Absatz 1 sind nach dem Wort „Die“ die Wörter

„nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 um 1,0 vom Hundert ge-
kürzte“ einzufügen.

b) In Absatz 2 Satz 1 sind nach dem Wort „Der“ die
Wörter „nach § 3 Abs. 1 Nr. 2 um 1,0 vom Hundert
gekürzte“ einzufügen.

B e g r ü n d u n g
Zur Bildung der nationalen Reserve wird die nationale
Obergrenze und der zusätzliche Betrag nach § 3 Abs. 1
gekürzt. Nur dieser jeweils gekürzte Betrag steht daher
noch zur Verfügung, um ihn auf die jeweilige Region zur
Berechnung des Referenzbetrages und des zusätzlichen
betriebsindividuellen Betrages aufzuteilen. Nach dem
bisherigen Wortlaut wird aber der jeweils ungekürzte
Betrag auf die Regionen verteilt. Daher ist § 4 entspre-
chend zu ändern, da ansonsten der flächenbezogene Be-
trag nach § 5 Abs. 2, der Teil des Referenzbetrages ist,
zu hoch wäre und damit im Ergebnis die nationale Ober-
grenze überschritten würde.

3. Zu Artikel 1 (§§ 5, 6 BetrPrämDurchfG)
Das vorgesehene Modell zur Prämiengewährung soll so
gestaltet werden, dass die Strukturbrüche insbesondere
bei den Milchviehbetrieben geringer ausfallen.
Dazu sind die Möglichkeiten einer Weitergewährung der
betriebsindividuellen Milchprämie bis 2013 einschließ-
lich der sich daraus ergebenden Auswirkungen auf die
anderen Bereiche der Agrarproduktion zu überprüfen.

4. Zu Artikel 1 (§ 6 Abs. 1 Satz 1, Anlage 3 (zu § 6 Abs. 1)
BetrPrämDurchfG)

Artikel 1 ist wie folgt zu ändern:
a) § 6 Abs. 1 Satz 1 ist wie folgt zu fassen:

„Jeder Zahlungsanspruch eines Betriebsinhabers in
einer Region für das Jahr 2006 ist beginnend mit dem
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Jahr 2009 (Startwert) bis einschließlich des Jahres
2013 (Anpassungsjahre) nach dem in Anlage 3 be-
stimmten Berechnungsverfahren zu einem für jede
Region einheitlichen Zahlungsanspruch (regionaler
Zielwert) anzugleichen.“

b) Anlage 3 (zu § 6 Abs. 1) ist wie folgt zu fassen:
„Berechnungsverfahren zur Bestimmung des Wertes

der Zahlungsansprüche im Zeitablauf
Berechnungsformel: Yt = Z + [xt · (S – Z]
wobei:
Yt: Wert eines Zahlungsanspruchs im jeweiligen

Anpassungsjahr
S: Startwert (Wert des Zahlungsanpruchs im Jahr

2009)
Z: Zielwert (Wert des Zahlungsanspruchs ab dem

Zieljahr)
xt: Angleichungsfaktor für das jeweilige Anpas-

sungsjahr
Der Faktor xt hat folgende Werte:
für das Jahr 2009: 1,00
für das Jahr 2010: 0,75
für das Jahr 2011: 0,50
für das Jahr 2012: 0,25
ab dem Jahr 2013: 0,00“

B e g r ü n d u n g
Die Betriebsprämienregelung stellt einen Systemwandel
bei den Direktzahlungen dar. Insbesondere die vorgese-
hene Umlage zunächst betriebsindividuell zugewiesener
Zahlungsansprüche auf die regionale Referenzfläche
führt zu Prämienumverteilungen zwischen den Betriebs-
formen und als Folge dessen zu einem erheblichen An-
passungsbedarf bei den Produktionskapazitäten und Pro-
duktionsstrukturen. Im Sektor Milch führen zudem die
mit der Agenda 2000 und der Reform vom Juni 2003 be-
schlossenen Änderungen zu Preissenkungen, die nur teil-
weise über Direktzahlungen ausgeglichen werden. Wei-
tere Belastungen für die Milchviehhalter als Folge der
Entkopplung von Direktzahlungen müssen deshalb mög-
lichst gering gehalten werden und, soweit im Zuge des
Angleichungsprozesses der Zahlungsansprüche an einen
regional einheitlichen Wert unvermeidlich, hinreichend
Zeit für betriebliche Anpassungen gegeben werden.
Der im Gesetz vorgeschlagene Anpassungspfad der aus
dem Startmodell resultierenden Zahlungsansprüche an
einen regional einheitlichen Zahlungsanspruch trägt die-
sen Anforderungen nicht Rechnung, da er zu früh ein-
setzt. Der Beginn des Anpassungsprozesses ist deshalb
deutlich zu verschieben.

5. Zu Artikel 2 (§ 2 Abs. 1 Nr. 2 und 3 DirektZahlVerpflG)
In Artikel 2 ist § 2 Abs. 1 wie folgt zu ändern:
a) Nummer 2 ist wie folgt zu ändern:

aa) Die Wörter „im Sinne des Artikels 5 der Verord-
nung (EG) Nr. 1782/2003 und“ sind voranzustel-
len.

bb) Das Wort „ , insbesondere“ ist zu streichen.

cc) In Buchstabe b ist nach dem Wort „Boden“ das
Wort „und“ durch ein Komma zu ersetzen.

dd) In Buchstabe c ist nach dem Wort „Bodenstruktur“
das Komma durch das Wort „und“ zu ersetzen.

ee) Folgender Buchstabe d ist anzufügen:
„d) des Mindestmaßes an Instandhaltung von

Flächen.“
b) Nummer 3 ist zu streichen.
B e g r ü n d u n g
Zu Buchstabe a
Zu Doppelbuchstabe aa
Mit dem Direktzahlungen-Verpflichtungengesetz sollen
die in der horizontalen Verordnung vorgesehenen „an-
derweitigen Verpflichtungen“ Gesetzesrang erhalten.
Dies erfolgt bezüglich der in Anhang III der vorgenann-
ten Verordnung aufgeführten Vorgaben durch Verweis
auf den maßgeblichen Artikel 4 dieser Verordnung. Aus
Gründen der Rechtssystematik sollte bezüglich der in
Anhang IV aufgeführten Vorgaben ebenfalls auf den hier
maßgeblichen Artikel 5 der vorgenannten Verordnung
verwiesen werden.
Zu Doppelbuchstabe bb
Mit dem Wort „insbesondere“ wird der Eindruck er-
weckt, dass im Rahmen der vorgesehenen Rechtsverord-
nung Vorgaben erarbeitet werden sollen, die über den
von der horizontalen Verordnung gesetzten Rahmen hin-
ausgehen. Dies ist aus Gründen der hierdurch möglichen
Wettbewerbsverzerrungen im EU-weiten Vergleich nicht
gewünscht.
Zu den Doppelbuchstaben cc und dd
Redaktionelle Anpassungen.
Zu Doppelbuchstabe ee
Aus Gründen der Rechtssystematik ist der vierte Gegen-
stand – wie die anderen Gegenstände auch – ebenfalls
aufzuführen. Darüber hinaus werden durch diese Ände-
rung auch die zu diesem Gegenstand aufgeführten „Stan-
dards“ in Anhang IV einbezogen.
Zu Buchstabe b
Angesichts der Einfügung des Buchstabens d in § 2
Abs. 1 Nr. 2 ist Nummer 3 entbehrlich. Die Beibehal-
tung würde eine Überregulierung darstellen.

6. Zu Artikel 2 (§ 2 Abs. 2 DirektZahlVerpflG)
In Artikel 2 ist § 2 Abs. 2 zu streichen.
Folgeänderung
In Artikel 2 ist in § 5 Abs. 1 Satz 1 die Nummer 4 zu
streichen.
B e g r ü n d u n g
Mit Artikel 2 § 2 Abs. 2 erhalten zwei von zehn in An-
hang IV der horizontalen Verordnung aufgeführte Stan-
dards Gesetzesrang. Diese Vorgehensweise erscheint
weder aus rechtssystematischen noch aus inhaltlichen
Gründen folgerichtig.

7. Zu Artikel 2 (§ 2 Abs. 3 DirektZahlVerpflG)
In Artikel 2 ist § 2 Abs. 3 wie folgt zu fassen:
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„(3) Wechselt der Besitzer einer Fläche, die einer Ver-
pflichtung nach Absatz 1 Nr. 2 Buchstabe d unterliegt,
so hat der neue Besitzer die entsprechenden Auflagen für
den verbleibenden Verpflichtungszeitraum einzuhalten.“
B e g r ü n d u n g
Es bedarf einer Präzisierung dahin gehend, dass im Falle
des Übergangs einer Fläche auf einen neuen Besitzer die
für den Abgebenden maßgeblichen Auflagen für von
ihm unbefristet oder befristet aus der landwirtschaftli-
chen Erzeugung genommene landwirtschaftliche Fläche
für den neuen Besitzer nur innerhalb des Bezugszeit-
raums der Direktzahlungen wirksam sein kann. Mit
Übernahme einer aus der Nutzung genommenen Fläche
hat grundsätzlich jeder neue Bewirtschafter das Recht,
nach Ablauf des Verpflichtungszeitraums derartige Flä-
chen wieder in Bewirtschaftung zu nehmen.
Die geänderte Formulierung dient der Klarstellung der
Verpflichtung des Landwirts.
Für Unregelmäßigkeiten bei der Antragstellung haftet
der Antragsteller. Versäumnisse auf Grund unvollständi-
ger Informationen durch den Vorbewirtschafter sind pri-
vatrechtlich zu klären.

8. Zu Artikel 2 (§ 2 Abs. 4 DirektZahlVerpflG)
In Artikel 2 sind in § 2 Abs. 4 die Wörter „aus Gründen
des Naturschutzes, der Pflanzengesundheit, um die Er-
richtung einer baulichen Anlage zu ermöglichen, aus
zwingenden Gründen des überwiegenden öffentlichen
Interesses oder im Rahmen der Flurneuordnung Ausnah-
men von den Verpflichtungen nach den Absätzen 1 und
2 genehmigen“ durch die Wörter „Ausnahmen von den
Verpflichtungen nach Absatz 1 Nr. 2 genehmigen, so-
weit nicht gewichtige Belange des Natur- und Umwelt-
schutzes entgegenstehen“ zu ersetzen.
B e g r ü n d u n g
Der Gesetzestext nennt zahlreiche Gründe, die eine Er-
teilung von Ausnahmegenehmigungen rechtfertigen
können. Im Interesse einer Deregulierung ist es jedoch
zielführender, mittels einer einfachen negativen Defini-
tion festzulegen, dass Ausnahmegenehmigungen dann
nicht erteilt werden können, wenn Belange des Natur-
und Umweltschutzes entgegenstehen.

9. Zu Artikel 2 (§ 3 DirektZahlVerpflG)
In Artikel 2 ist § 3 wie folgt zu fassen:

„§ 3
Erhaltung von Dauergrünland

(1) Die Länder haben dafür Sorge zu tragen, dass das
Dauergrünland gemäß Artikel 3 der Verordnung (EG)
Nr.* [REG I] erhalten wird. Das Nähere regeln die Lan-
desregierungen durch Rechtsverordnung.

(2) Die Länder werden ermächtigt, abweichend von
der in Artikel 4 Nr. 1 der Verordnung (EG) Nr.* [REG I]
genannten Regelung, bis zur Hälfte des in Artikel 3 Nr. 2
der vorgenannten Verordnung genannten vom-Hun-

dert-Satzes von einer Genehmigung des Grünlandum-
bruches abzusehen.“
Folgeänderung
In Artikel 2 ist § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 zu streichen.
B e g r ü n d u n g
Zu Absatz 1
Die Änderung ist erforderlich, um den Gesetzesbe-
schluss des Deutschen Bundestages an das unmittelbar
geltende EU-Recht für den Erhalt des Dauergrünlandes
anzupassen. Eine Regelung ist daher ausschließlich für
die Frage der Zuständigkeit erforderlich. Da diese be-
reits gemäß „alter“ Formulierung bei den Ländern liegt,
ist auch die Ermächtigung des Bundes zum Erlass einer
entsprechenden Rechtsverordnung obsolet.
Zu Absatz 2
Die Änderung ist auf Grund der Protokollerklärung der
Kommission zu Artikel 4 der Verordnung [REG 1] und
der Vorgaben des genannten Artikels („schreibt der
Mitgliedstaat auf nationaler oder regionaler Ebene …
vor“) erforderlich.

10. Zu Artikel 2 (§ 5 Abs. 1 Satz 1 DirektZahlVerpflG)
In Artikel 2 ist in § 5 Abs. 1 Satz 1 das Wort „Einver-
nehmen“ durch das Wort „Benehmen“ zu ersetzen.
B e g r ü n d u n g
Vor dem Hintergrund der Vereinfachung des Rechts-
setzungsverfahrens und der Zuständigkeit des Bundes-
ministeriums für Verbraucherschutz, Ernährung und
Landwirtschaft (BMVEL) für die fachlichen Fragestel-
lungen ist die einfachere Form der behördlichen Ab-
stimmung ausreichend. Die Interessen der anderen
Ressorts können auch in dieser Form berücksichtigt
werden.

11. Zu Artikel 3 (§ 4 Abs. 1 InVeKoSDG)
In Artikel 3 ist in § 4 Abs. 1 das Wort „Einvernehmen“
durch das Wort „Benehmen“ zu ersetzen.
B e g r ü n d u n g
Vor dem Hintergrund der Vereinfachung des Rechtsset-
zungsverfahrens und der Zuständigkeit des BMVEL für
die fachlichen Fragestellungen ist die einfachere Form
der behördlichen Abstimmung ausreichend. Die Inte-
ressen der anderen Ressorts können auch in dieser
Form berücksichtigt werden.

12. Zu Artikel 4 Nr. 9 (§ 9a Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Satz 1
MOG)
In Artikel 4 Nr. 9 sind in § 9a Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2
Satz 1 jeweils die Wörter „im Einvernehmen“ durch die
Wörter „im Benehmen“ zu ersetzen.
B e g r ü n d u n g
Vor dem Hintergrund der Vereinfachung des Rechtsset-
zungsverfahrens und der Zuständigkeit des BMVEL für
die fachlichen Fragestellungen ist die einfachere Form
der behördlichen Abstimmung ausreichend. Die Inte-
ressen der anderen Ressorts können auch in dieser
Form berücksichtigt werden.* Die Verordnung wird voraussichtlich Anfang Mai 2004 erlassen.
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Entschließung

1. Der Bundesrat unterstützt prinzipiell die Reform der ge-
meinsamen Marktorganisation für Tabak auf der Grund-
lage des Agrarministerratsbeschlusses vom 22. April
2004.

Der Bundesrat stellt fest, dass sich die bisherige Tabak-
marktordnung insbesondere im Hinblick auf kleinere
und mittlere Betriebe bewährt hat. Er ist der Auffassung,
dass die Reform der Tabakmarktordnung nicht zu abrup-
ten Struktur- und Einkommensbrüchen in den Betrieben
führen darf. Er begrüßt daher grundsätzlich, dass die be-
stehende Tabakmarktordnung noch in 2005 fortgeführt
wird und die Option eingeräumt wurde, 60 Prozent des
bisherigen Prämienvolumens bis 2009 an die Erzeugung
von Tabak zu binden.

Adäquate Alternativen zum Tabakanbau stehen derzeit
in den betroffenen Regionen und Betrieben kaum zur
Verfügung. Die Umstellung auf andere Kulturen ist ge-
rade für Betriebe mit geringer Flächenausstattung beson-
ders problematisch und muss umfassend in der Über-
gangszeit bis 2009 vorbereitet werden.

Um die von der Umstrukturierung betroffenen Betriebe
nicht zu überfordern, die strukturelle Entwicklung posi-
tiv zu gestalten und damit die im heimischen Tabakan-
bau vorhandenen Arbeitsplätze in den landwirtschaftli-
chen und tabakverarbeitenden Betrieben zu sichern, ist
es aus Sicht des Bundesrates daher notwendig, dass die
Bundesregierung gemeinsam mit den Ländern geeignete
Fördermaßnahmen schafft.

Bei der Entkopplung im Tabaksektor sollte zur Stärkung
der Erzeugergemeinschaften und Sicherung der Qualitä-
ten eine Teilkopplung der Prämien in größtmöglichem
Umfang von 60 Prozent erfolgen. In Deutschland sind
darüber hinaus die entkoppelten Tabakprämien in voller
Höhe als betriebsindividuelle Prämien den Erzeugern
zuzuteilen.
Um der strukturellen Entwicklung im Tabakanbau nach
dem EU-rechtlich festgelegten Referenzzeitraum von
2000 bis 2002 gerecht zu werden, wird die Bundesregie-
rung gebeten, sich bei der EU-Kommission dafür einzu-
setzen, dass monetäre Aufwendungen für Tabakquoten-
käufe als einzelbetriebliche Investition anerkannt und im
Rahmen einer Härtefallregelung (besondere Situation)
angemessen bei der Berechnung der betriebsindividuel-
len Prämie berücksichtigt werden können.

2. Die Bundesregierung wird aufgefordert, im Zuge der
Überführung des Kombinationsmodells in das Regional-
modell ein Förderprogramm für die flächenlosen bzw.
flächenarmen Schafhalter im Rahmen der 2. Säule auf-
zulegen. Dadurch sollten die infolge der Abschmelzung
der im Kombinationsmodell betriebsindividuell zuge-
wiesenen Prämienansprüche (Mutterschafprämie) auf
den regional einheitlichen Prämienanspruch entstehen-
den Verluste an Direktzahlungen so weit wie möglich
ausgeglichen werden.
Ohne einen solchen Ausgleich besteht die Gefahr, dass
die Wanderschäferei weitgehend eingestellt wird. Damit
ginge eine Form der Tierhaltung verloren, die für das Of-
fenhalten der Landschaft und für die Deichpflege von
großer Bedeutung ist.
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